DSTG Deutsche Steuer-Gewerkschaft Stellungnahme

Stellungnahme der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG)

zum Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2026 (JStG 2026)
Gesetzentwurf der Bundesregierung - BT-Drucksache 21/8283

Offentliche Anhdrung des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages am 2. November 2026
Berlin, im Oktober 2026

. Vorbemerkung

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) dankt fir die Gelegenheit zur Stellungnahme im
Rahmen der o6ffentlichen Anhorung des Finanzausschusses. Als Fachgewerkschaft der
Beschaftigten der Finanzverwaltung bewerten wir den Entwurf aus Sicht derjenigen, die ihn in den
Finanzamtern, in den Landesoberbehérden, beim Bundeszentralamt fiir Steuern (BZSt) und in den
Rechenzentren der Lander vollziehen miissen. Ma3stab sind fiir uns Vollzugstauglichkeit und
Rechtssicherheit, die Auswirkungen auf Personal und Arbeitsbelastung, die Umsetzbarkeit in der
KONSENS-Infrastruktur sowie die Wirksamkeit gegen Steuerumgehung und Vollzugsdefizite.
Denn jedes Jahressteuergesetz bestatigt aufs Neue: Steuergerechtigkeit entsteht nicht im
Gesetzblatt, sondern im Vollzug.

Zum Referentenentwurf hat die DSTG bereits im Juni 2026 Stellung genommen. Diese
Stellungnahme baut darauf auf, bezieht die Stellungnahme des Bundesrates sowie die
GegendulBerung der Bundesregierung ein und konzentriert sich auf die Punkte, bei denen aus Sicht
der Beschaftigten noch Nachbesserungsbedarf besteht.

Was der Entwurf richtig macht

e Digitalisierung von Massenverfahren: Elektronische Kontopfindung (§ 309a AO-E),
erweiterte Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b EStG-E) und elektronische Bekanntgabe (§§ 122a,
124,125 AO-E) ersetzen Papier und Riickfragen durch strukturierte Daten. Die Linder sparen
so jahrlich rund 28 Mio. Euro, davon rund 10 Mio. Euro durch die digitale Zustellung von 1,5 Mio.
Kontopfandungen und rund 15,9 Mio. Euro durch entfallende Riickfragen in 3 Mio.
Lohnsteuerfdllen. Noch wertvoller ist die Zeit, die die Beschaftigten dadurch fiir ihre
Kernaufgaben zuriickgewinnen. Folgerichtig wird der digitale Bescheid fiir Nutzerinnen und
Nutzer mit aktivem Konto zum Regelfall.

e Aligemeinverfiigung bei Masseneinspriichen (§ 367 Abs. 2c AO-E): Die Zahl der
Masseneinspriiche ist zuletzt stark gestiegen und bindet in den Rechtsbehelfsstellen
erhebliche Kapazitdten.' Kiinftig lassen sich Einspriiche, die allein eine vom EuGH, BVerfG oder
BFH bereits entschiedene Rechtsfrage betreffen, per Allgemeinverfiigung vollstandig
zurlickweisen, wenn ihnen nicht abgeholfen werden kann. Damit endet das miihsame
Abarbeiten gleichlautender Einzelfdlle. Zudem miissen die Rechtsbehelfsstellen die Bescheide
kiinftig nicht mehr in vollem Umfang erneut prifen, sie dirfen es aber weiterhin (§ 367 Abs. 2
Satz 1 AO-E).?

"BT-Drs. 21/8283, S. 120.
2 BT-Drs. 21/8283, S. 120.
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Erkldrungsmodell bei der Organschaft (§ 2c UStG-E): Organschaften, von denen die
Beteiligten nichts wissen, gehdren der Vergangenheit an. Das schafft mehr Rechtssicherheit
fur die Unternehmen und erspart der Verwaltung aufwendige Korrekturen tber viele Jahre.
Weil es ein Erklarungs- und kein Antragsverfahren ist, lasst es sich weitgehend automatisiert
abwickeln: Die Finanzamter missen nicht liber jeden einzelnen Antrag entscheiden.

Liicken werden geschlossen: Die Zustdndigkeitsregel gegen Firmenbestattungen (§§ 26, 28
AO-E), der digitale Datenzugriff in der Lohnsteuer-Nachschau (§ 42g Abs. 3 EStG-E), das
erweiterte Priifungsrecht nach § 50b EStG-E und der Ausschluss des Freistellungsverfahrens
fiir Dividenden aus sammel- oder sonderverwahrten Aktien gegen Cum/Cum-Gestaltungen (§
50c Abs. 2 Satz 6 EStG-E) stirken den Vollzug. Das ist auch eine Frage der Gerechtigkeit
gegeniber allen, die ihre Steuern ehrlich zahlen.

Wo der Entwurf nachgebessert werden muss

Die Entlastung steht bislang nur auf dem Papier. Die Bundesregierung rechnet mit rund 28
Mio. Euro jahrlicher Entlastung der Lander.” Ihre Zahlen beruhen auf hohen
Automationsannahmen, etwa dass 80 Prozent der Organschaftserklarungen ohne personelle
Bearbeitung auskommen.” Das gelingt nur, wenn KONSENS rechtzeitig liefert.
Effizienzgewinne sind ein Versprechen, kein Guthaben. Sie diirfen nicht vorab aus den
Stellenplanen gestrichen werden.

2029/2030 droht eine Belastungsspitze. Die ersten Veranlagungen mit der erweiterten
Lohnsteuerbescheinigung, die Erklarungen fiir rund 100.000 Organschaften, voraussichtlich
der Start der Kontopfandung und die Hauptfeststellung der Grundsteuerwerte nach dem
Bundesmodell zum 1. Januar 2029° fallen zusammen. Ohne vorausschauende Personal- und IT-
Planung droht eine Uberlastung genau der Bereiche, die schon heute unter dem
Fachkraftemangel leiden. Schon jetzt fiihrt die allmahliche Riickflihrung der Erklarungsfristen
nach Feststellung des Bundesrates zu einem ,Veranlagungsdruck® in den Finanzdmtern.®

Neue Aufgaben brauchen Personal. Beim BZSt kommen insbesondere der
Informationsaustausch mit Drittstaaten nach dem Plattformen-Steuertransparenzgesetz
(rund 1,5 Mio. Euro jéhrlicher und rund 5,3 Mio. Euro einmaliger Erfiillungsaufwand)’ und das
erweiterte Prufungsrecht nach § 50b EStG-E hinzu. Auch die von der DSTG vorgeschlagene
Auswertung der Lizenzdaten (lll.4) erfordert Kapazitaten. Diese Aufgaben miissen personell
unterlegt werden.

Unklare Regeln erzeugen Einspruchswellen. Die Fristverlangerung bei der Organschaft, die
Korrekturfrist der Lohnsteuerbescheinigung und der MaB3stab der Kaufpreisaufteilung sind
handwerklich unklar. Jede Unklarheit kommt als Einspruch oder Klage ins Finanzamt zurlick.

Die Vollzugsfolgen sind nicht transparent. Der Nationale Normenkontrollrat (NKR)
beanstandet zu Recht, dass ihm die Stellungnahmen der Lander nicht vorlagen und er die

* BT-Drs. 21/8283, S. 3 f. (Vorblatt, E.3).

“ BT-Drs. 21/8283, S. 69 f. (Ifd. Nr. 3.23).

s § 221 Abs. 1i. V. m. § 266 Abs. 1 BewG: Hauptfeststellung alle sieben Jahre, erstmals auf den 1. Januar 2022.
© BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 22, S.161.

7 BT-Drs. 21/8283, Anlage 2, S.138.
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Regelungsfolgen deshalb nicht vollstindig priifen konnte.® Das wiegt schwer, denn den
Vollzug tragen gerade die Lander und damit die Beschéaftigten in den Finanzamtern. Wer die
Lander aufBen vor lasst, blendet die Praxis aus. Hinzu kommt, dass fiir keine einzige Regelung
eine Evaluierung vorgesehen ist.” Ob die angekiindigten Entlastungen tatsichlich in den
Amtern ankommen, bleibt damit offen.

e Strategische Leerstelle: Ausgerechnet das groBRte ungeloste Vollzugsproblem, der
organisierte Umsatzsteuerbetrug, bleibt in diesem Gesetz unbearbeitet. Er verursacht Jahr
fir Jahr erhebliche Steuerausfdlle und untergrabt das Vertrauen in einen gerechten
Steuervollzug. Gerade hier ware entschlossenes Handeln des Gesetzgebers gefragt. Diese
Chance lasst der Entwurf ungenutzt (dazu 111.8).

Il. Kernforderungen der DSTG

1. Organschaft rechtssicher riickabwickeln (§ 2c UStG-E). Die Fristverlangerung muss wirken,
gleich welcher Bescheid zuerst ergeht.

2. Lohnsteuerbescheinigung erhalten und prazisieren (§§ 41b, 41c EStG-E). Die
Datenerweiterung ist beizubehalten. Die missverstindlich formulierte Korrekturfrist ist
klarzustellen. Erklarungsvordruck und Risikomanagement sind auf den neuen Datensatz
abzustimmen, damit keine Welle manueller Prifhinweise entsteht.

3. Digitalisierung zu Ende denken (§ 309a AO-E, § 29c AO). Die elektronische Kontopfandung
braucht einen verbindlichen Zeitplan statt einer offenen Freischaltklausel. Zahlungs- und E-
Geld-Institute sind einzubeziehen. Elektronische Riickmeldungen der Banken miissen Pflicht
sein. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Rechtsgrundlage fiir KI-Systeme ist zu ibernehmen
und um eine Klarstellung zur laufenden Kontrolle der Systeme zu ergénzen.

4. Lizenz-Freigrenze: erst messen, dann erweitern (§ 50c Abs. 2 EStG-E). Zunachst 50.000
statt 100.000 Euro, die Daten auswerten und dann liber weitere Schritte entscheiden.

5. Umsatzsteuerbetrug bekampfen. Ein Meldesystem fiir Rechnungsdaten gehért jetzt dem
Grunde nach ins Umsatzsteuergesetz. Erst damit erhalt die Verwaltung die Daten, die sie
braucht, um Betrugsketten friihzeitig zu erkennen und zu stoppen. Jedes weitere Zégern
kostet den Staat Einnahmen, die an anderer Stelle dringend fehlen.

6. Entlastung nachweisen, nicht vorab einpreisen. Evaluierung der Entlastungsannahmen
(Lohnsteuerbescheinigung, Kontopfandung, Organschaft) bis 2032. Freiwerdende
Kapazitaten gehoéren in Priifungsdienste und Betrugsbekampfung.

Ill. Bewertung im Einzelnen

1. Organschaft: Riickabwicklung rechtssicher regeln (§ 2c UStG-E)

Die DSTG begriifRt, dass die Organschaft kiinftig auf einer Erklarung beruht und nicht auf einem
Antrag. Das Finanzamt muss so nicht Uber jeden Antrag gesondert entscheiden. Bei dem

8 BT-Drs. 21/8283, Anlage 2, S. 135.
° BT-Drs. 21/8283, S. 74.
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angestrebten weitgehend automatisierten Ablauf entlastet das die Finanzamter. Auch ein
Antragsverfahren kénnte keine Rechtssicherheit schaffen, die Rlickabwicklungen von vornherein
ausschlie3t: Fiir offene Zeitraume, in denen die Voraussetzungen nicht vorliegen, kann keine
Organschaft gewdahrt werden. Fir Falle, in denen keine Steuerausfalle drohen, eréffnet der
Entwurf zudem den Verzicht auf die Rickabwicklung (§ 2c Abs. 3 UStG-E). Auch das ist richtig.
Umso wichtiger ist, dass die Riickabwicklung selbst rechtssicher funktioniert.

Bescheidreihenfolge. Stellt sich heraus, dass die Voraussetzungen einer erklarten Organschaft
nicht vorgelegen haben oder nicht mehr vorliegen, muss das Finanzamt die Organgesellschaften
erstmals veranlagen. Deren Festsetzungsfrist kann dann abgelaufen sein, etwa weil eine
AuBenprifung beim Organtriger nur dessen Frist hemmt (§ 171 Abs. 4 AO). § 2c Abs. 2 Satz 3
UStG-E lasst die Festsetzung in diesem Fall noch binnen eines Jahres nach einem auslésenden
Bescheid zu. Das gilt aber nur, wenn zuerst der Bescheid gegeniiber dem Beteiligten ergeht,
dessen Festsetzungsfrist noch lauft - in der Regel dem Organtrager. Geht der Bescheid an eine
Organgesellschaft auch nur einen Tag friiher hinaus, kann er rechtswidrig sein.'® Der Bundesrat hat
deshalb eine Gesetzesanderung vorgeschlagen. Die Bundesregierung teilt zwar das Ziel,
Steuerausfdllen durch fehlerhafte Bekanntgaben wirksam zu begegnen, lehnt eine gesetzliche
Losung aber ab: Jede Jahresfrist brauche einen auslosenden Bescheid. Sie setzt stattdessen auf
organisatorische MalRnahmen." Die binden aber kein Finanzgericht. Im Massenverfahren darf die
Steuer nicht an der Versandreihenfolge hangen.

Vorschlag der DSTG: Das Anliegen des Bundesrates aufgreifen. Erganzend zur Jahresfrist ein
Fristengleichlauf nach dem Vorbild des § 171 Abs. 15 AO: Die Festsetzungsfrist der
Organgesellschaften endet fiir denselben Besteuerungszeitraum nicht vor der des
Organtragers. Ist die Frist beim Organtrager noch offen, ist sie es dann auch bei den
Organgesellschaften - gleich, welcher Bescheid zuerst ergeht. Ein solcher Gleichlauf braucht
keinen auslésenden Bescheid und tragt damit dem Einwand der Bundesregierung Rechnung.

So lasst sich das gemeinsame Ziel von Bundesrat und Bundesregierung gesetzlich absichern.

Verzicht auf die Riickabwicklung. Ob ,keine Steuerausfille drohen® (§ 2c Abs. 3 UStG-E), misste
das Finanzamt selbst prognostizieren. Die Nachweispflicht der Antragsteller steht nur in der
Begriindung.”” Eine Antragsfrist fehlt.

Vorschlag der DSTG: Die Nachweispflicht gehort ins Gesetz, wie es der Entwurf etwa in § 6f
Abs. 3 Satz 2 und 3 EStG-E vorsieht. Der Antrag sollte nur innerhalb einer kurzen Frist zulassig
sein, die mit dem Priifungsbericht oder der Mitteilung des Finanzamts liber die beabsichtigte
Rickabwicklung beginnt.

Ubergang der Bestandsorganschaften. Wird fiir eine der rund 100.000 bestehenden
Organschaften bis Ende 2029 keine Erklarung abgegeben, endet sie mit Ablauf des 31. Dezember
2029.” Die bisherigen Organgesellschaften werden dann eigenstindige Unternehmer im Sinne
des § 2 UStG mit eigenen Voranmeldungs- und Erklarungspflichten. Die Finanzamter miissen diese

'° BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 38, S. 173 ff.

" BT-Drs. 21/8283, Anlage 4, S. 188 f.

"2 BT-Drs. 21/8283, S. 105.

"3 BT-Drs. 21/8283, S. 25 (§ 27 Abs. 42 UStG-E) und S. 70.
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Fille erkennen, steuerlich erfassen und liberwachen. Eine besondere Anzeigepflicht fiir diesen
Ubergang sieht der Entwurf nicht vor. Die Anzeigepflicht nach § 2c Abs. 1 Satz 7 UStG-E gilt nur fiir
bereits erklarte Organschaften.

Vorschlag der DSTG: Wird fiir eine bestehende Organschaft keine Erklarung abgegeben, sollte
der bisherige Organtrager die bisherigen Organgesellschaften einmalig elektronisch anzeigen
miussen, mit demselben Datensatz wie die Erklarung. Die eingehenden Erklarungen miissen in
KONSENS automatisch und landeribergreifend mit den Steuerkonten der benannten
Organgesellschaften abgeglichen werden. Gegeniliber dem Referentenentwurf ist der Start
bereits um ein Jahr verschoben worden. Am 1. Januar 2030 ist festzuhalten: Ein Vorziehen auf
2029 wirde die Belastungsspitze verscharfen, eine weitere Verschiebung die
Rechtsunsicherheit verlangern. Datensatz und Schnittstelle fur die Erklarungen (§ 1 UStDV-E)

missen bis Ende 2028 stehen.

2. Lohnsteuerbescheinigung: gute Daten richtig nutzen (§§ 41b, 41c EStG-E)

Datenerweiterung ist richtig und wichtig. Ohne strukturierte Daten bleibt nur die Rickfrage,
zulasten der Birgerinnen und Birger, der Steuerberaterinnen und Steuerberater wie der
Veranlagungsstellen. Den Vorschlag des Bundesrates, die Betrage durch einen Gro3buchstaben
~R“ zu ersetzen (Ziffer 19), lehnt die Bundesregierung zu Recht ab. Ohne Betrage ist kein
maschineller Abgleich mit den erkldrten Werbungskosten mdglich.™ Auch in den Fallen des
Arbeitgeberwechsels oder bei parallelen Beschaftigungsverhaltnissen wiirde der Gro3buchstabe
»R“ nicht helfen. Zudem diirfen nach dem objektiven Nettoprinzip nur tatsachlich geleistete
Erstattungen gegengerechnet werden.

I Vorschlag der DSTG: Die Datenerweiterung ist beizubehalten (ohne GroRBbuchstaben ,,R¥).

Korrekturfrist ist missverstdndlich formuliert. Korrekturen miissen bis Ende Februar des
Kalenderjahres erfolgen, das auf den Abschluss des Lohnkontos folgt. AbzuschlieBen ist das
Lohnkonto aber erst bis Ende Februar des Folgejahres (§ 41b Abs. 1 Satz 1 EStG-E). Wértlich
gelesen kann die Frist damit bis in den Februar des libernachsten Jahres reichen. Die Begriindung
meint einen Parallellauf der Fristen bis Ende Februar des Folgejahres.” Spatere Korrekturen I6sen
zusitzliche Anderungsveranlagungen nach § 175b AO aus.

Vorschlag der DSTG: Die Fristen in § 41b Abs. 1 Satz 4 und 6 sowie § 41c Abs. 3 Satz1EStG-E an
das Kalenderjahr kntipfen, fiir das das Lohnkonto geflihrt wird.

Risikomanagement. Der Nutzen entsteht erst, wenn Erklarungsvordruck und Risikomanagement
zum neuen Datensatz passen. Sonst 16st jede Kleinstabweichung einen Prifhinweis aus.

Vorschlag der DSTG: Erklarungsvordruck und Risikomanagement sind bis zum
Veranlagungszeitraum 2029 auf den neuen Datensatz abzustimmen, mit Toleranzgrenzen fiir
geringfligige Abweichungen. Der Bundestag sollte dies in einer EntschlieBung ausdriicklich
einfordern.

' BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 19, S. 159 f.; Anlage 4, S. 186.
> BT-Drs. 21/8283,S.89 und S. 91.
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3. Elektronische Kontopfandung: Digitalisierung zu Ende denken (§ 309a AO-E)

Die elektronische Kontopfandung ist ein wichtiger Schritt, bleibt aber auf halbem Weg stehen.

Startdatum fehlt. Die Regelung gilt erst, wenn das BMF die technische Bereitschaft bekannt
macht (Art. 97 § 17f EGAO-E). Wie lange das dauern kann, zeigt das elektronische
Mitteilungsverfahren zum Grad der Behinderung: Rechtsgrundlage 2016, Anwendung ab 2026."

Vorschlag der DSTG: Zieltermin festlegen und bis zum Start ein jahrlicher Bericht an den
Finanzausschuss. So bleibt die Freischaltung an die Technik gebunden, ohne dass das
Vorhaben aus dem Blick gerat.

Medienbriiche vermeiden. Zahlungs- und E-Geld-Institute sind nicht erfasst, obwohl Uber sie ein
wachsender Teil der Guthaben und Zahlungsstréme lduft. Das ist umso unverstandlicher, als der
Entwurf sie beim Abruf der Identifikationsnummer bereits einbezieht (§ 154 Abs. 2b Satz 4 AO-E).
Zudem miussen Drittschuldnererklarung und weitere Abwicklung nur ,,grundsatzlich“ elektronisch
erfolgen (§ 309a Abs. 5 AO-E). So bleiben Medienbriiche bestehen, die in den Finanzamtern
weiterhin Zeit und Personal binden.

Fir Eintragungsersuchen an das Grundbuchamt, etwa fiir Sicherungshypotheken nach § 322 AO,
verlangt § 137 Abs. 2 GBO weiterhin eine qualifizierte elektronische Signatur. Den Vorschlag des
Bundesrates, auch die einfache Signatur liber das besondere Behérdenpostfach zuzulassen (Ziffer
48), lehnt die Bundesregierung ab: Das Grundbuchamt trage ohne eigene Sachpriifung ein und das
Postfach weise nur die Behorde, nicht die handelnde Person aus.”

Vorschlag der DSTG: Zahlungs- und E-Geld-Institute einbeziehen. ,,Grundsatzlich“ streichen,
mit einer Ausnahme nur fiir technische Stérungen nach dem Vorbild des § 52d FGO. Die Lander
miussen ihre Vollstreckungsstellen mit einer praxistauglichen Signaturlosung ausstatten, damit
auch Eintragungsersuchen an das Grundbuchamt ohne Medienbruch elektronisch tibermittelt
werden konnen. Gelingt das nicht, ist der Vorschlag des Bundesrates zu § 137 Abs. 2 GBO

aufzugreifen.

4. Lizenz-Freigrenze: erst messen, dann erweitern (§ 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG-

E)

Die Freigrenze, bis zu der insbesondere Lizenzverglitungen ohne vorherigen Antrag beim BZSt vom
Steuerabzug nach § 50a EStG entlastet werden kdnnen, zielte vor allem auf Vergtitungsschuldner
wie Verlage und Rundfunksender, die geringe Betridge an wechselnde Glaubiger zahlen.” Mit
100.000 Euro passen auch konzerninterne Lizenzzahlungen hinein. Weil die Grenze je
Zahlungsbeziehung gilt, lasst sie sich liber mehrere Konzerngesellschaften vervielfachen. Nach der
Begriindung selbst sind Gestaltungen lber substanzlose Zwischengesellschaften gerade bei
grollen Zahlungen ,besonders lohnenswert“. Eine Vorabpriifung durch das BZSt entfallt. Bis zur
nachsten AulBlenprifung vergehen oft Jahre. Substanzarme Empfanger sind dann haufig nicht
mehr greifbar. Es bleibt meist nur die Haftung des inldandischen Verglitungsschuldners (§ 50a Abs.
5 EStG).

'6 BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 35, S. 171f.
7 BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 48, S. 181 f.; Anlage 4, S. 190.
'® BT-Drs. 21/8283, S. 811.
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Vorschlag der DSTG: Erst messen, dann erweitern. Die Freigrenze sollte zunachst auf 50.000
Euro angehoben werden. Das ist bereits das Fuinffache des heutigen Werts und ein deutlicher
Schritt zur Entlastung. Zugleich muss die Verwaltung erkennen kénnen, was die Anhebung
bewirkt. Die Glaubigerangaben, die auch bei antragsloser Entlastung anzumelden sind (§ 73e
Satz 2 und 3 EStDV), sollte das BZSt deshalb strukturiert erfassen und automatisiert
auswerten, etwa nach Empfangerstaat, Hohe und Zahl der Zahlungsbeziehungen. Bis Ende
2029 berichtet die Bundesregierung dem Finanzausschuss liber die Ergebnisse; das kann der
Bundestag per EntschlieBung festlegen. Zeigen sich keine Missbrauchsmuster, kann der
Gesetzgeber die Grenze guten Gewissens weiter anheben.

5. Kiinstliche Intelligenz: Rechtsgrundlage klarstellen (§ 29c AO)

Ohne Kl wird die Finanzverwaltung die Altersabgange der kommenden Jahre nicht auffangen.
Auch Bundesfinanz- und Bundesjustizministerium setzen in ihrem Aktionsplan gegen Steuer- und
Finanzkriminalitdt auf ein Datenanalysezentrum, das mithilfe von Kl Betrugsmuster erkennen
soll.” Wer das will, muss die Rechtsgrundlage und die entsprechenden technischen
Anforderungen dafiir schaffen.

Der Referentenentwurf enthielt sie noch; die DSTG hatte daran vor allem die starre Léschpflicht
ein Jahr nach Abschluss der MaBRnahme kritisiert. Statt diese Schwachstelle zu beheben, wurde die
Regelung im Regierungsentwurf gestrichen. Wie weit § 29¢c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AO bei lernenden
Systemen reicht, bleibt damit offen.

Der Vorschlag des Bundesrates (Ziffer 43) schlieBt diese Liicke, ohne Schutzstandards
abzusenken. Er erfasst Training, Validierung, Test und laufenden Betrieb, bezieht unstrukturierte
Inhalte wie eingescannte Schreiben ein und kniipft die Léschpflicht an den Wegfall des Zwecks.
Neue Befugnisse fiir automatisierte Einzelfallentscheidungen entstehen nicht?’; Steuergeheimnis,
DSGVO und Kl-Verordnung gelten unverandert. Damit ist auch der Kritikpunkt der DSTG am
Referentenentwurf im Kern ausgeraumt: Die Jahresfrist fiir die L6schung lduft erst ab Wegfall des
Zwecks. Solange ein System im Betrieb ist, besteht also kein L6schzwang. Die Bundesregierung hat
zugesagt, den Vorschlag zu priifen.”

Eines fehlt jedoch: Kontrolle braucht Daten. Ob ein System Gruppen ohne sachlichen Grund
haufiger als risikobehaftet einstuft (Bias) oder an Treffsicherheit verliert (Drift), miissen
Rechnungshéfe, Datenschutzaufsicht und Finanzgerichte nachvollziehen kénnen. Dafiir miissen
Trainings- und Validierungsdaten verfiigbar bleiben.

Vorschlag der DSTG: Den Vorschlag des Bundesrates tibernehmen und klarstellen, dass zur
Uberpriifung auch die laufende Kontrolle auf Bias und Drift gehdrt. Die dafiir ndtigen Daten
bleiben erhalten, solange ein Rechtsbehelfsverfahren oder eine Priifung durch Rechnungshof
oder Datenschutzaufsicht anhangig ist. Wer Kl in der Finanzverwaltung will, muss auch ihre
Kontrolle erméglichen.

' BMF und BMJV, Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalitat, vorgestellt am 16. Juli 2026; vgl. gemeinsame
Pressemitteilung von BMF und BMJV vom 16. Juli 2026: ,,Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalitat:
Entdeckungsrisiko und Abschreckung spiirbar erhéhen®.

20 BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 43, S. 177 f.
21 BT-Drs. 21/8283, Anlage 4, S. 189.
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6. Kaufpreisaufteilung und Nutzungsdauer: Schluss mit der Gutachtenflut (§ 6f
EStG-E, § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG)

Die neuen Anforderungen an Gutachten sind richtig. Offen bleiben zwei Punkte:

Abs. 1 ibernimmt die Formel der Rechtsprechung, wann eine vertragliche Aufteilung die realen
Wertverhadltnisse ,,in grundsatzlicher Weise verfehlt”, ohne weitere Konkretisierung. Offen bleibt,
ab welcher Abweichung das Finanzamt eine vertragliche Aufteilung verwerfen darf. Da ein héherer
Gebdudeanteil die Abschreibung erhoht, sind Streitfalle absehbar.

Nach Abs. 3 ,kann“ das Ergebnis der BMF-Arbeitshilfe der Besteuerung zugrunde gelegt werden.
Die Begriindung versteht es als qualifizierte Schatzung, die nur sachverstandig begriindet
widerlegt werden kann.?” Der Wortlaut (,,kann“) bildet die Absicht der Begriindung nicht ab. Der
Bundesfinanzhof hat der Arbeitshilfe bislang keine Bindungswirkung beigemessen, vor allem
wegen ihrer Verengung auf das Sachwertverfahren.” Diese Kritik greift der Entwurf auf: § 6f Abs. 3
Satz 1 EStG-E bindet die Arbeitshilfe kiinftig an die Grundsatze des Abs. 2 und damit an die
Verfahrenswahl nach der Immobilienwertermittlungsverordnung. Umso mehr braucht es hier eine
verbindliche gesetzliche Regelung.

Vorschlag der DSTG: Die DSTG empfiehlt fiir Abs. 1 ein BMF-Schreiben mit Fallbeispielen und
eine interne Aufgriffsgrenze im Risikomanagement (§ 88 Abs. 5 Satz 4 AO). Eine Prozentgrenze
im Gesetz wiirde als Gestaltungsgrenze gelesen. In Abs. 3 ist dagegen gesetzlich klarzustellen,
dass das Ergebnis der Arbeitshilfe der Besteuerung zugrunde zu legen ist (statt ,,kann“), wenn
keine vertragliche Aufteilung nach Abs. 1 mal3gebend ist und kein Gutachten nach Abs. 3 Satz 2
und 3 vorliegt.

Der Bundesrat schlagt vor, eine kirzere als die typisierte Nutzungsdauer nur noch anzuerkennen,
wenn das Geb3ude sie bereits bei seiner Fertigstellung hatte, etwa bei Leichtbauhallen (Ziffer 6).*
Die DSTG unterstutzt das ausdriicklich. Heute gentigt jedes geeignete Gutachten, die Ausnahme
ist zur Regel geworden. Der Vorschlag dammt die Gutachtenflut ein und entlastet Veranlagung
und AuBenpriifung. Erforderlich ist eine klare Anwendungsregelung. Hilfsweise sollten die
Anforderungen an Gutachten aus § 6f Abs. 3 Satz 3 EStG-E auch fiir den Nachweis einer kiirzeren

Nutzungsdauer gelten.

7. Zinssatz: Automatismus statt Momentaufnahme (§ 238 Abs. 1a AO-E)

Die Anhebung auf 0,3 Prozent je Monat ist folgerichtig. Ein fester Satz veraltet aber. Jede
Anpassung braucht ein neues Gesetz. Entfernt sich das Zinsniveau, drohen erneut
Masseneinspriiche, wie sie die Rechtsbehelfsstellen bis zur Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zur Vollverzinsung beschiftigt haben.”

Vorschlag der DSTG: Kopplung an den Basiszinssatz nach § 247 BGB, den § 238 Abs. 1c AO
schon heute als Mal3stab nennt: ab 2028 jahrlich der Basiszinssatz zum 1. Juli des Vorjahres plus
zwei Prozentpunkte (mindestens 1,8 und héchstens 6 Prozent im Jahr, umgerechnet in einen

?2 BT-Drs. 21/8283, S. 77.

% vgl. BFH, Urteil vom 21. Juli 2020 - IX R 26/19.

2% BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, Ziffer 6, S. 148; Anlage 4, S. 184.

5 BVerfG, Beschluss vom 8. Juli 2021 -1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17.
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Monatssatz mit zwei Nachkommastellen). Beim heutigen Basiszinssatz von 1,52 Prozent?®
waren das 0,29 Prozent je Monat, also nahezu das Niveau des Entwurfs.

8. Die strategische Leerstelle: Meldesystem gegen Umsatzsteuerbetrug

Deutschland entgingen 2023 nach Berechnungen der EU-Kommission rund 31 Mrd. Euro
Umsatzsteuer, 9,7 Prozent des theoretisch geschuldeten Aufkommens. Geld, das Bund, Landern
und Gemeinden fehlt. Die Liicke hat viele Ursachen; organisierter Betrug gehért zu den
gewichtigsten. Karussellgeschafte fliegen meist erst auf, wenn die Scheinfirmen langst
verschwunden sind und mit ihnen das Geld. Dabei liegen die Daten, mit denen sich Betrug
frihzeitig erkennen lie3e, bald flachendeckend vor: Bis 2028 wird die E-Rechnung Pflicht. Bei der
Finanzverwaltung kommen diese Daten aber nicht an. Und wie Unternehmen E-Rechnungen
untereinander austauschen sollen, ist bis heute nicht geklart. BMF und BMJV haben im Juli 2026
selbst ein elektronisches Meldesystem fiir die Umsatzsteuer angekiindigt. Das Jahressteuergesetz
2026 ist die Gelegenheit, damit ernst zu machen.

Vorschlag der DSTG: Die Grundentscheidung fiir ein bundeseinheitliches Meldesystem muss
jetzt fallen. Wie ein solches System funktionieren kann, zeigt das DSTG-Konzept TAX GUARD,
das mehr als 50 Fachleute aus Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft gepriift und
beflirwortet haben. Die Rechnungsdaten von Leistendem und Empfanger werden automatisch
abgeglichen. Zieht ein Unternehmen Vorsteuer aus einer Rechnung, die der Lieferant nie
gemeldet hat, fallt das sofort auf und nicht erst Monate spater bei einer Priifung. Auch ehrliche
Unternehmen profitieren: Doppelmeldungen wie die Zusammenfassende Meldung kénnen
perspektivisch entfallen.”

Das System ist von Anfang an mit der EU-Meldung ab 2030 kompatibel anzulegen, damit nicht
zwei IT-Verfahren nebeneinander entstehen. Gelingt eine gesetzliche Regelung im laufenden
Verfahren nicht mehr, sollte der Bundestag die Bundesregierung per EntschlieBung auffordern,
schnellstmoglich einen Gesetzentwurf mit Zeitplan vorzulegen. Bis das System lauft, sind die
vorhandenen Daten aus Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Zusammenfassenden Meldungen
konsequent automatisiert auszuwerten. Dafiir braucht es die KI-Rechtsgrundlage (lll.5). Der

Start ist moglich. Was fehlt, ist die politische Entscheidung.

9. Weitere Vorschlage des Bundesrates

Neben den bereits genannten Ziffern begriit die DSTG, dass die Bundesregierung folgenden
Vorschlagen des Bundesrates bereits zugestimmt hat:

e Streichung des § 172 Abs. 1 Satz 3 AO (Ziffer 47): beendet die erneute Befassung mit bereits
im Einspruchsverfahren entschiedenen Fragen und den Einsatz von Anderungsantrigen zur
faktischen Fristverlangerung.

* Anzeigen nach § 41c Abs. 4 EStG nach MaBlgabe des § 93c AO (Ziffer 20): ersetzt einen
bislang personalintensiven und vollmanuellen Prozess durch eine medienbruchfreie
Verarbeitung.

26 Deutsche Bundesbank, Bekanntgabe des Basiszinssatzes zum 1. Juli 2026: Anpassung auf 1,52 %.

? Das Konzept sieht zudem kostenlose Software fiir kleine Unternehmen und vor jeder Pflichtstufe eine Ubergangsfrist
von zwoIf Monaten vor.
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e Elektronischer Antrag auf Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG (Ziffer 21):
ermoglicht eine einheitliche und ziigige Bearbeitung.

e Elektronische Anzeige nach § 30 ErbStG (Ziffer 41): schafft friihzeitig die Rechtsgrundlage
fiur ein digitales Anzeigeverfahren.

Dariiber hinaus sollten folgende Vorschlige des Bundesrates ibernommen werden:*®

 Flankierende Anderung des § 50j EStG (Ziffer 11): schlieRt eine Liicke bei Cum/Cum-
Gestaltungen, wenn Glaubiger Erstattungsanspriiche auf § 43b EStG stiitzen.

¢ Behinderten-Pauschbetrag von Amts wegen und erweitertes Mitteilungsverfahren
(Ziffern 15, 35 und 36): erspart Antrige und Belegpriifung. Die nétigen Anderungen der EStDV
(ziffern 35 und 36) passen in die Mantelverordnung 2027, die die Bundesregierung zu Ziffer 33
angekiindigt hat.”” Die Bundesregierung will vor einer Umkehr des Regel-Ausnahme-
Verhiltnisses die Evaluierung der Pauschbetrige abwarten.’® Dafiir braucht es einen
verbindlichen Zeitplan.

» Beitragsdaten der gesetzlichen Krankenkassen fiir den Lohnsteuerabzug (Ziffer 16):
erspart freiwillig gesetzlich Versicherten das Freibetragsverfahren mit anschlieBender
Pflichtveranlagung und den Finanzamtern deren Bearbeitung.

e Sanktion bei fehlender Meldung des Beschiftigungsendes (Ziffer 17): verbessert die
Qualitat der Lohnsteuerabzugsmerkmale und vermeidet Folgefehler.

e Abzug von Betriebsausgaben und Werbungskosten nur bei Zahlung auf ein Konto (Ziffer
23): erschwert Missbrauch und Schwarzarbeit; zugleich erleichtert dies den Vollzug.

e Elektronisches Anlagenverzeichnis auch bei Einnahmeniiberschussrechnung und § 13a
EStG (Ziffer 24): Nach einer Erhebung des Landesrechnungshofs Baden-Wirttemberg lieRen
sich rund 83 Prozent der gepriiften Einnahmeniiberschussrechnungen ohne detailliertes
Verzeichnis nicht ohne Riickfrage veranlagen, mit Verzeichnis nur 13 Prozent.*

e Bagatellgrenze bei Anzeigen zum Kurzarbeitergeld (Ziffer 26): erspart Anzeigen und
Nachforderungen liber geringe Betrage.

* Elektronische Verlustbescheinigung (Ziffer 27): erginzt die fehleranfillige
Papierbescheinigung um eine elektronische Ubermittlung an die Finanzverwaltung,
spatestens im nachsten Jahressteuergesetz.

¢ Rechtsgrundlagen fiir den digitalen Gewerbesteuerbescheid (Ziffer 32): sichert den im
KONSENS-Herbstrelease 2027 vorgesehenen Produktivgang.

¢ Anbauverzeichnis ohne Antrag (Ziffer 46): erspart ein Antragsverfahren ohne Mehrwert.
Voraussetzung muss sein, dass die nach § 142 Abs. 1 Satz 2 AO geforderten Nachweise
fortlaufend gefiihrt werden.*

28 BT-Drs. 21/8283, Anlage 3 (S. 141 ff.) und Anlage 4 (S. 184 ff.).
29 BT-Drs. 21/8283, Anlage 4, S. 188.
%0 BT-Drs. 21/8283, Anlage 4, S. 185.
1 BT-Drs. 21/8283, Anlage 3, S. 164.
2 BT-Drs. 21/8283, Anlage 4, S. 189.
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IV. Fazit und Appell

Das Jahressteuergesetz 2026 weist in die richtige Richtung: weniger Papier, mehr Daten,
schnellere Verfahren. Ob daraus Entlastung wird, entscheidet sich vor Ort: in der
Vollstreckungsstelle, in der Veranlagung und in der Umsatzsteuer-Sonderpriifung.

Die DSTG appelliert an den Finanzausschuss:

Rechtssicherheit vor Tempo. Unklare Fristen kommen als Einspruchswelle zuriick.
Entlastung, die bleibt. Effizienzgewinne gehéren in  Prifungsdienste und
Betrugsbekampfung.

Ein klares Signal gegen Umsatzsteuerbetrug. Jedes Jahr ohne zeitnahe Rechnungsdaten ist

ein Jahr, in dem die Betriiger vorn liegen.

Weitere Schritte zur Vereinfachung und zum Biirokratieabbau, wie sie der Bundesrat fordert
(Ziffer 50), unterstiitzt die DSTG. Die Beschiaftigten der Finanzverwaltung wollen dieses Gesetz
zum Erfolg machen. Dafiir brauchen sie Regeln, die halten — und Technik, die funktioniert.

DSTG - DEUTSCHE STEUER-GEWERKSCHAFT Tel.: 030 - 20 62 56 600, Fax: 030 - 20 62 56 601
FriedrichstraBe 169, 10117 Berlin info@dstg.de

n/Mn



	I. Vorbemerkung
	II. Kernforderungen der DSTG
	III. Bewertung im Einzelnen
	1. Organschaft: Rückabwicklung rechtssicher regeln (§ 2c UStG-E)
	2. Lohnsteuerbescheinigung: gute Daten richtig nutzen (§§ 41b, 41c EStG-E)
	3. Elektronische Kontopfändung: Digitalisierung zu Ende denken (§ 309a AO-E)
	4. Lizenz-Freigrenze: erst messen, dann erweitern (§ 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG-E)
	5. Künstliche Intelligenz: Rechtsgrundlage klarstellen (§ 29c AO)
	6. Kaufpreisaufteilung und Nutzungsdauer: Schluss mit der Gutachtenflut (§ 6f EStG-E, § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG)
	7. Zinssatz: Automatismus statt Momentaufnahme (§ 238 Abs. 1a AO-E)
	8. Die strategische Leerstelle: Meldesystem gegen Umsatzsteuerbetrug
	9. Weitere Vorschläge des Bundesrates

	IV. Fazit und Appell

